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BEGRÜNDUNG 

1 Anlass / Ziel / Planerfordernis 

Im nördlichen Gemeindegebiet von Bunde, im Bereich der Ortschaft Bunderhee befindet sich 
eine ehemalige Hofstelle (Tammenshof, Baudenkmal), die als vollständig und aufwändig 
renovierte Anlage an der Steinhausstraße eine wichtige städtebauliche Wirkung entfaltet. Der 

Tammenshof wurde umgenutzt und hat sich zwischenzeitlich zu einer bedeutenden 

touristischen Einrichtung entwickelt. An diese umgenutzte Hofanlage schließt nach Süden ein 
nach historischem Vorbild gestalteter großer Landschaftsgarten an (Denkmal), der wiederum 

zusammen mit dem weiter südlich gelegenen einmaligen „Steinhaus“ (Baudenkmal) eine 
bedeutende geschichtliche und kulturelle Einrichtung für die Gemeinde Bunde darstellt. Diese 
Strukturen sind abzugleichen mit den Planzielen für eine dem Tammenshof 

gegenüberliegende Nutzung (Wohnhaus mit Biohofladen/ landwirtschaftlicher Nebenerwerb) 
sowie mit dem Ziel der Entwicklung eines neuen kleinen erforderlichen Wohngebietes südlich 
des Steinhauses. 

Ziel der Gemeinde ist es, das Areal durch ein abgestimmtes Gesamtkonzept zu entwickeln, 
das einerseits den denkmalschutzrechtlichen Belangen Rechnung trägt und die vorhandene 

Bestandsbebauung berücksichtigt, das zugleich aber auch langfristig die wohnbaulichen 

Erfordernisse der Gemeinde und der Ortschaft Bunderhee berücksichtigt. 

Anlass 

Ziel 
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Der gesamte Änderungsbereich ist im aktuellen Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche 

Fläche dargestellt. Zur Sicherstellung des Planungszieles ist es erforderlich, die Flächen im 
Flächennutzungsplan entsprechend ihrer zukünftigen Zweckbestimmung als 

Wohnbaufläche, gemischte Baufläche, Gemeinbedarfsfläche und Grünfläche zu sichern. 

Die vorliegende 38. Änderung des Flächennutzungsplanes wird parallel zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ durchgeführt, der detaillierte 
Regelungen trifft. 

2 Planungsgrundlagen 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bunde hat die Aufstellung der 38. Änderung des 

Flächennutzungsplans der Gemeinde im Parallelverfahren zum Bebauungsplan Nr. 03.11 
„Steinhaus und Umgebung“ (§ 8 Abs. 3 BauGB) am 08.07.2020 beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Norden der Gemeinde Bunde in der Ortschaft Bunderhee. Die Größe 
des Änderungsbereichs beträgt etwa 44.600 m2. Die Größe des Bebauungsplangebietes und 
der vorliegenden Änderungen des Flächennutzungsplanes differieren. Im Bebauungsplan ist 
das südlich des Steinhauses anschließende kleine Wohngebiet noch nicht für eine Umsetzung 

vorgesehen (siehe auch Abb. 4). 

Abb. 1 Abgrenzung des Änderungsbereichs 

 
©  GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Daten geändert mit 

Geltungsbereich 

Die räumliche Abgrenzung (schwarz) 

wird kartographisch durch die 

Planzeichnung der FNP-Änderung im 

Maßstab 1:5.000 bestimmt. 

 

  

Planerfordernis 

Aufstellungs-

beschluss 

Lage / Größe 
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 Übergeordnete Planungen 

Die Bauleitplanung ist den Zielen der Landesraumordnung und der Regionalen Raumordnung 
anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind 

dagegen nicht zwingend von den Gemeinden zu übernehmen, aber jeweils in die Abwägung 
der Gemeinde einzustellen. 

Das gemeindliche Planungsziel steht in vollständiger Übereinstimmung mit den 
Ausführungen des Landesraumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP)1. Diese 
landesplanerischen Ziele beziehen sich jedoch wesentlich auf die Träger der Regionalen 
Raumordnung und nicht bereits direkt auf die Kommunen. 

Abb. 2 Auszug aus dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (2017) 

 

Für das Plangebiet werden keine besonderen 

landesraumordnerischen Ziele formuliert (weiße 

Fläche). 

Der Verordnungsentwurf des aktuell in 

Aufstellung befindlichen LROP wurde ebenfalls 

geprüft. Es ergeben sich keine Änderungen in 

Bezug auf die relevanten Ziele der Raumordnung. 

 

Mit der vorgelegten Planung wird eine Eigenentwicklung der Ortschaft angestrebt. Bunderhee 
verfügt über rd. 600 Einwohner*innen. Spezielle demographische Daten sind nicht ableitbar, 

insoweit wird auf die Daten der gesamten Gemeinde Bunde zurückgegriffen. Für Bunde ist 
zwischen 2012 und 2021 ein kontinuierlicher Anstieg der Einwohnerzahlen festzustellen. Die 
Zahl stieg von 7.530 auf 7.714 Einwohner*innen. Auch für die weiteren Entwicklungen kann 
weiterhin von einem leichten Anstieg ausgegangen werden2. 

                                                                    
1  Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO) in der Fassung vom 26. 

September 2017, 2022 in Teilen geändert (veröffentlicht am 17.09.2022, Nds. GVBl. Nr. 29/2022, S. 521) 

2  Stand 30.09.2021 Stat. Bundesamt, sowie Wegweiser Kommune, demographische Entwicklung der 

Gemeinde Bunde 

Land (LROP) 

LROP, 2017, Kapitel 1.1, Grundsatz 02 - Die 
Funktionsfähigkeit der Raum- und Siedlungs-

struktur sowie der Infrastruktur (…soll) gesi-

chert und durch Vernetzung verbessert wer-

den, die Raumansprüche (…sollen) bedarfs-

orientiert, funktionsgerecht, Kosten sparend 

und umweltverträglich befriedigt werden. 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um 

die Sicherung vorhandener Strukturen 

(Tammenshof, „Steinhaus“, historische 

Gartenanlage) in Verbindung mit einer 

bedarfsgerechten Weiterentwicklung des 

Wohnungsangebotes in Bunderhee. 

LROP, 2017, Kapitel 2.1 – Grundsatz 05 - Die 

Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten 
soll vorrangig auf die Zentralen Orte und 
vorhandene Siedlungsgebiete mit 
ausreichender Infrastruktur konzentriert 

werden. 

Für die Ortschaft Bunderhee sind diese 

infrastrukturellen Voraussetzungen nicht 

gegeben, eine Entwicklung aus raumordnerischer 

Sicht ist jedoch im Rahmen der 

„Eigenentwicklung“ geboten und auch 

verträglich. Hierzu gilt die nachfolgende 

Abwägung. 
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Mit Hilfe einer umsichtigen Bodenvorratspolitik versucht die Gemeinde kontinuierlich in allen 

Ortschaften (Boen, Bunde, Bunderhee, Dollart, Wymeer) Wohnbaugrundstücke 
bereitzustellen und anzubieten. Schon seit einiger Zeit stehen in den Ortschaften keine 

Bauplätze in öffentlicher Regie mehr zur Verfügung. In Wymeer ist die Entwicklung eines 
Baugebietes mit 12 Grundstücken abgeschlossen. Die vorliegende Planung unterfüttert nun 
dieses Grundstücksangebot auch in der Ortschaft Bunderhee. Bezüglich der 

Wohnraumnachfrage und Baumöglichkeiten liegen der Gemeinde Anfragen vor, die mangels 
Angeboten nicht bedient werden können. 

Allerdings wurde im Rahmen der begleitend erstellten Bebauungsplanung die 

planungsrechtliche Umsetzung des Wohngebietes zunächst zurückgestellt, da – bezogen auf 
eine nahegelegene Hofstelle – noch immissionsschutzrechtliche Belange gelöst werden 
müssen. 

Die im neuen Wohngebiet möglichen (maximal) 15 Baugrundstücke würden vorrangig für 
Bunderhee ein ausreichendes Entwicklungspotential sichern, denn hier stehen keine 

gemeindlichen und kaum private Baumöglichkeiten zur Verfügung. Infolge der Nähe zum 

Grundzentrum Bunde (ca. 800 m) ist am Standort von einem räumlichen, funktionalen und 
(teilweise) auch baulichen Zusammenhang einer raumordnerischen Verträglichkeit einer 
Wohnbaulandentwicklung auszugehen. 

Auch alternative Bauflächen in direkter Lage am Hauptort Bunde kann die Gemeinde derzeit 
nicht bieten. Im Jahr 2016 wurde ein Baulückenkataster von der Gemeinde erstellt, dass einen 
unverbindlichen Überblick über mögliche künftige Wohnbaugrundstücke in der Kommune 

gibt. Mit der Ausweisung der Baulücken wird keine verbindliche Aussage zur Bebaubarkeit 
getroffen, diese bleibt vielmehr der Prüfung des Einzelfalls und der Entscheidung der 

Baugenehmigungsbehörde vorbehalten. Dieses inzwischen aktualisierte Kataster weist zwar 
in der Ortschaft Bunderhee Baulücken auf, doch sind diese verstreut und ausschließlich in 

privater Hand. Diese Baulücken finden sich in der Nähe landwirtschaftlicher Betriebe, so dass 

auch baurechtlich ggf. von der Zulässigkeit einer Wohnbebauung nicht ausgegangen werden 

kann. Auch ist kein zusammenhängendes Areal in der Ortschaft bislang vorhanden, um ein 
kleineres Gebiet entwickeln zu können. Somit lässt sich aus dieser Erfassung kein alternativer 

Standort für die Entwicklungsabsicht herleiten. Vor diesem Hintergrund wird eine 

Entwicklung der angebotenen Flächen in der Ortschaft Bunderhee zur Stützung der 

Wohnraumnachfrage hoch gewichtet. 

Das Planziel steht in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen des Regionalen 
Raumordnungsprogramms (RROP) des Landkreises Leer3. Mit dem RROP besteht das Ziel, 
die zentralörtlichen Siedlungsbereiche und die ländlichen Ortschaften im Landkreis Leer 

umwelt-, funktions- und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln. Bunde wird als Grundzentrum 

mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung (E) gesehen. Im Bereich des 

Gewerbegebietes Bunde-West findet sich ein Schwerpunkt zur Entwicklung und Sicherung 
von Arbeitsstätten (A).  

Die entsprechende Schwerpunktsetzung bezieht sich im RROP 2024 ausschließlich auf die 
Ortschaft Bunde, aber aufgrund der räumlichen Nähe des Plangebietes in Bunderhee (es 

befindet sich ca. 800 Meter nördlich vom zentralen Siedlungsgebiet) ist hier sowohl ein 

räumlicher als auch funktionaler Zusammenhang anzunehmen. Mit der Darstellung einer 
kleineren Wohnbaufläche in der Ortschaft Bunderhee sind die Ziele des RROP nicht berührt. 
Es ist geboten, die Siedlungslage hier bedarfsgerecht zu sichern und weiterzuentwickeln. Mit 
der Darstellung von touristisch bedeutsamen Arealen (Gemeinbedarfsfläche „Steinhaus“ mit 

denkmalgeschütztem Landschaftsgarten und Neunutzung des angrenzenden alten 

                                                                    
3 Regionales Raumordnungsprogramm 2024, Landkreis Leer 

Kreis (RROP) 
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Tammenshof) wird der raumordnerischen Entwicklungsaufgabe Erholung vollständig 

Rechnung getragen. 

Abb. 3 Auszug aus dem RROP des LK Leer (2024) - Zeichnerische Darstellung 

 

Die Steinhausstraße ist als eine 

Landesstraße ein Vorranggebiet Straße 

von regionaler Bedeutung (rote Linie). 

Entlang dieser Straße verläuft ein regional 

bedeutsamer Fernwander- und Radweg 

(F).  

Ansonsten sieht das RROP keine 

Darstellungen für den Änderungsbereich 

(nebenstehend mit Pfeil) vor. 

 
Im Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bunde ist der Änderungsbereich derzeit als 

landwirtschaftliche Fläche dargestellt. Da der rechtsgültige Flächennutzungsplan der 

Gemeinde für die Ortschaft Bunderhee keine weiteren Vorsorgeflächen enthält, ist infolge der 
gemeindlichen Ziele und auf Basis des Gesamtkonzeptes eine Planänderung geboten. 

Darstellungen als Wohnbaufläche, als gemischte Bauflächen, als Gemeinbedarfsfläche und als 
Grünfläche sind erforderlich (siehe auch Abb. 4). 

Im Parallelverfahren (§ 8 Abs. 3 BauGB) zur vorliegenden 38. Planänderung wird der 

Bebauungsplan Nr. 03.11 „Steinhaus und Umgebung“ aufgestellt. Er enthält detaillierte 

baurechtliche Regelungen (siehe dort). 

• Im Laufe des Verfahrens wurde zum einen im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes 

nach der Veröffentlichung aufgrund der Stellungnahmen die Änderung von einem 

Mischgebiet in ein dörfliches Wohngebiet vollzogen, was eine erneute Auslegung bedingte. 
Ebenso wurde die Grünfläche nicht in einer öffentlichen, sondern privaten Nutzung 

verortet. Auch die vorliegende 38. Änderung des FNP wurde infolge des Parallelverfahrens 

wieder mit ausgelegt. 

• Nunmehr ist nach Abwägung immissionsschutzrechtlicher Belange die Verkleinerung des 
Plangebietes des Bebauungsplanes bezogen auf die im Süden des Änderungsbereich 

liegende Wohnbaufläche erfolgt. Eine Abkehr von den grundsätzlichen Entwicklungszielen 

als Wohnbaufläche ist jedoch nicht angezeigt. Gleichwohl wird diese Änderung des 
Bebauungsplanes nun erneut zusammen mit der vorliegenden 

Flächennutzungsplanänderung ein zweites Mal ausgelegt. 

Abb. 4 Geltungsbereich FNP-Änderung und Geltungsbereich paralleler Bebauungsplan (rot) 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ist kleiner. Er umfasst nicht den südlichen 
Bereich der Wohnbaufläche, die im Rahmen 

der 38. Änderung des FNP vorgesehen wird. 

 

Gemeinde (FNP) 

Parallel-

verfahren 
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3 Prüfung der Belange / Abwägung 

Der Änderungsbereich ist in wesentlichen Teilen bereits bebaut / genutzt: 

Nördlich im Änderungsbereich befindet sich eine denkmalgeschützte Hofstelle 
(Tammenshof), die in Abgleich mit dem Denkmalschutz für eine auch touristische Nutzung 
aufwändig saniert und restauriert wurde. 

An den Tammenshof schließt nach Süden die zugehörige historische Gartenanlage an. Sie ist 

ebenfalls zwischenzeitlich im Rahmen der Dorferneuerung rekultiviert und vollständig 
hergerichtet worden. 

Es folgt weiter südlich das vollständig hergestellte Areal des denkmalgeschützten 
„Steinhauses“, das der Öffentlichkeit wieder maßvoll zugänglich gemacht werden konnte. 

Südlich der Freifläche des „Steinhauses“ sowie der dortigen Parkplätze befindet sich eine seit 
langem verfallene Hofstelle (ehemals Eliashof) mit unmittelbar angrenzenden Hofflächen 
sowie Altbaumbestand. 

Westlich der Steinhausstraße befindet sich ein einzelne Nutzung (Wohnhaus mit Biohof 
Nordseewind), das den Verkauf landwirtschaftlicher Produkte (Johannisbeeren, Himbeeren, 

Heidelbeeren) durchführt. 

Abb. 5 Bestand und Umgebungsnutzung 

 

© GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Luftbilder, Daten ergänzt 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde stellt den Änderungsbereich aktuell als 
landwirtschaftliche Fläche dar. Mit der vorliegenden 38. Änderung wird er den aktuellen 
städtebaulichen Zielen der Gemeinde angepasst. Im Gesamtkonzept ist folgende 
Flächendarstellung im Rahmen der 38. Änderung vorgesehen: 

• Für den Bereich des restaurierten, denkmalgeschützten Tammenshof im Norden sowie die 

Nutzung werden gemischte Bauflächen (M) vorgesehen. Damit wird den erforderlichen 
teilweise gewerblichen oder touristischen Entwicklungen des Tammenshof Rechnung 
getragen. Zugleich wird in diesem Kontext auch die vorhandene Nutzung (Wohnen mit 
Biohof-Laden) westlich der Steinhausstraße einbezogen und gesichert. Mit der Zielrichtung 

Bestand 

Planung 
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einer gemischten Baufläche können diese vorhandenen Nutzung aufeinander abgestimmt 

zukünftig entwickelt werden. 

• Für den Bereich der historischen Gartenanlage ist die Darstellung einer Grünfläche 

vorgesehen. 

• Der Bereich des „Steinhauses“ mit seinem direkten Umgebungsbereich wird als Fläche für 

Gemeinbedarfseinrichtungen mit der Zweckbestimmung kulturelle Einrichtungen 
vorgesehen. 

• Im südlichen Bereich des Plangebietes wird der Bereich für neue Wohnbauten der 

Ortschaft Bunderhee als Wohnbaufläche (W) dargestellt. 

• Die zwischen dem Tammenshof und der Einzelnutzung gelegene Steinhausstraße wird 
entsprechend ihrer Bedeutung (Landesstraße 16) als überörtliche Verkehrsfläche 
berücksichtigt. 

Abb. 6 Bisherige Darstellung im FNP und geplante Darstellung im Rahmen der 38. Änderung 

Bei der Änderung von Flächennutzungsplänen sind öffentliche und private Belange 
gegeneinander und auch untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). Nachfolgende 
Belange werden von der Änderungsplanung im Wesentlichen berührt. 

Abb. 7 Tabellarische Übersicht über die berührten Belange durch die 38. Änderung des FNP 

Rechtsgrundlage Belange 
Abwägungs-

relevanz 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 
Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen 
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 

Belange der Wohnbedürfnisse / der 
Eigentumsverhältnisse / der Schaffung stabiler 

Bewohnerstrukturen 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 
Belange sozialer, kultureller Bedürfnisse / von Sport / 

Erholung / Freizeit 
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 

Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung 
/ Anpassung von Ortsteilen / von zentralen 

Versorgungsbereichen 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 
Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des 

Ortsbildes 
X 

Bisherige Darstellung im FNP Darstellung der 38. Änderung 

  

Berührte 

Belange 
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§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften 
nicht 

berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) X 

§ 1 a Abs. 5 BauGB 
Belange des Klimaschutzes / der Anpassung an den 
Klimawandel 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB 

Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der 
Forstwirtschaft / der Versorgung / der 

Rohstoffwirtschaft 

X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB Belange des Verkehrs X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB Belange der Verteidigung / des Zivilschutzes X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte 
nicht 

berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB 
Belange des Hochwasserschutzes / der 

Wasserwirtschaft 
X 

§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden 
nicht 

berührt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen X 

3.1 Belange des Immissionsschutzes / der Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB 

Die Planung bereitet u. a. das Entstehen von Wohnbebauung vor. Im Rahmen der 

vorbereitenden Bauleitplanung ist daher in der Abwägung zu berücksichtigen, ob im 

beplanten Bereich gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet werden können. 

Verkehrslärm – An das Plangebiet angrenzend befindet sich die Steinhausstraße (L16). Die 
Verkehrslärmquelle kann sich potentiell auf das Plangebiet auswirken. Auf Ebene des 

Flächennutzungsplans werden regelmäßig keine kleinteiligen Festsetzungen zum 
Schallschutz berücksichtigt. Der Entwicklung von gemischten Bauflächen und von 
Wohnbauflächen stehen die Auswirkungen der Landesstraße jedoch nicht grundsätzlich 

entgegen. Auf Ebene der parallel erstellten Bebauungsplanung werden in Abgleich mit den 

konkreten Planzielen zur Bebauung Berechnungen zu den Auswirkungen der Straße 
durchgeführt und bei Bedarf Schutzmaßnahmen in den Festsetzungen vorgesehen. 

Gerüche – Im Umfeld des Plangebiets bestehen landwirtschaftlichen Anlagen, die sich durch 
Geruchsemissionen auf den Änderungsbereich auswirken können. Es liegt ein 

Geruchsgutachten vor, dass aufzeigt, dass keine Unverträglichkeiten bestehen und die 

Flächenziele der Gemeinde auch im Grundsatz wie geplant umsetzbar sind. 

Gewerbelärm einer Hofstelle - Im Laufe des Verfahrens hat sich gezeigt, dass von einer 
benachbarten Hofstelle auch zeitweise gewerbliche Immissionen zu erwarten sind, wodurch 

in der begleitenden Bebauungsplanung zunächst von der Umsetzung der Wohnbaufläche bis 
zur Lösung der Sachverhalte bzw. Schutzeinrichtungen Abstand genommen wurde. Für die 
Gemeinde Bunde besteht im Rahmen der vorliegenden 38. Änderung des 

Flächennutzungsplanes weiterhin das städtebauliche Ziel an dieser Stelle in Bunderhee 
langfristig ein Wohngebiet zu entwickeln. 

  

Immissionen 
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Die geplanten Nutzungen (Wohnbaufläche, gemischte Bauflächen) wiederum führen nicht zu 

erheblichen Beeinträchtigungen oder Konflikten mit den Umgebungsnutzungen. Die 
geplanten gemischten Bauflächen im Norden insbesondere im Bereich des Tammenshof 

halten zum nördlich liegenden allgemeinen Wohngebiet (WA) bzw. dem dortigen Bauteppich 
an der Eichenstraße rd. 32 m Abstand. Im Rahmen des parallel erstellten Bebauungsplanes 
erfolgt eine konkrete Abwägung zu der Vereinbarkeit touristischer/gastronomischer Nutzung 

des Hofes mit den Belangen der Wohnbebauung. 

Es sind keine Verdachtsflächen innerhalb des Änderungsbereichs bekannt. 

3.2 Belange der Wohnbedürfnisse / der Eigentumsbildung / stabiler 

Bewohnerstrukturen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 

Die Erfordernisse der Wohnbedürfnisse und der Eigentumsbildung in der Gemeinde Bunde 

werden mit der Planung in hohem Maße berücksichtigt. Die Gemeinde verfügt derzeit nicht 
mehr über freie Wohnbaugrundstücke. Wie in allen Ortschaften der Gemeinde besteht auch in 

Bunderhee eine stete Nachfrage nach Baugrundstücken zur Schaffung von Wohneigentum. 

Infolge der relativ geringen Entfernung zum Zentrum von Bunde (ca. 1,6 km) und den dortigen 
vielfältigen Versorgungseinrichtungen sind Bauangebote in Bunderhee von besonderem 
Interesse für Bauwillige. 

Im südlichen Plangebiet ist deshalb die Darstellung einer Wohnbaufläche geplant. Unter 
Berücksichtigung und Erhalt der dortigen Altbäume sind etwa bis zu 15 Baugrundstücke 

möglich. Diese Dimension kann einerseits die unmittelbare Nachfrage befriedigen, 
andererseits ist sie auch kompatibel mit den bestehenden kleineren Wohngebieten in 

Bunderhee (Eichenstraße, Heester Wall) und sichert weiterhin eine harmonische 
städtebauliche Entwicklung der Ortschaft. 

3.3 Belange sozialer, kultureller Bedürfnisse / von Sport / Erholung / Freizeit 
§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) des Landkreises Leer4 weist der Gemeinde 
Bunde als Ziel der Raumordnung die besondere Entwicklungsaufgabe „Erholung“ zu. 
Standorte mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung sollen auf Grundlage der 

natürlichen Eignung der umgebenden Landschaft für Erholung und Freizeit, deren 
Umweltqualitäten, bestehender Erholungsinfrastruktur und kultureller Angebote gesichert 
und weiterentwickelt werden. 

Dieser Belang wird im Besonderen durch die Darstellung der historischen und deshalb 
geschützten Garten- und Grünanlage (zwischen „Steinhaus“ und Tammenshof) als Grünfläche 
gesichert. Auch der weitere Garten des „Steinhauses“ dient Einwohnern und Besuchern in der 

Ortschaft Bunderhee zur Information über die Geschichte und Lebenswelt vom 
spätmittelalterlichen Großbauern (Häuptling) über die frühe Neuzeit und Barockzeit bis hin 
zum modernen bäuerlichen Selbstverständnis in der Zeit um 1900. Die Gartenanlage dient 
zudem der Erholung und Entspannung und trägt zur Verschönerung der Ortschaft bei. Die 

vorliegende Planung mit der Sicherung und Weiterentwicklung dieser historischen, 
touristischen und umweltbezogenen Qualitäten steht vollständig in Übereinstimmung mit 
den Erfordernissen der Erholung und Freizeit. 

                                                                    
4  Regionales Raumordnungsprogramm 2024, Landkreis Leer, Kapitel 3.2.3 
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Die kulturellen Belange werden für den vorliegenden Planfall wesentlich durch die zwei 

denkmalgeschützten Bauten Tammenshof und „Steinhaus“ sowie die historische 
Gartenanlage berührt (siehe dazu die Belange der Baukultur und des Denkmalschutzes). Sie 

werden erhalten und zeitgemäß in Abstimmung mit den zuständigen Denkmalbehörden 
weiterentwickelt, so dass die Planung insgesamt einen wesentlichen Beitrag zur Stützung 
kultureller Bedürfnisse leistet. 

3.4 Belange der Erhaltung / Erneuerung / Fortentwicklung / Anpassung von 

Ortsteilen / von zentralen Versorgungsbereichen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB 

Die Planung dient einer Stabilisierung und Weiterentwicklung der Ortschaft Bunderhee, 

indem vorhandene Potentiale (denkmalgeschützte Anlagen) gesichert werden und mit neuen 
Strukturen (Wohnbaufläche) ergänzt werden. Alternative Flächen zu einer moderaten 

Eigenentwicklung der Ortschaft sind nicht vorhanden. 

3.5 Belange der Baukultur / des Denkmalschutzes / des Ortsbildes 
§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB 

Die Belange der Baukultur sind von erheblicher Bedeutung für den Planungsraum. Das 

gesamte Siedlungsband entlang der Steinhausstraße ist als kulturelles Sachgut zu sehen 

(Aufstrecksiedlung). Die vorliegende Planung trägt dem Rechnung, denn das abgestimmte 

Flächenkonzept schafft die Voraussetzung zu einer Sicherung und Wiederbelebung 
vorhandener Qualitäten in Verbindung mit einer moderaten, angepassten Eigenentwicklung 

der Ortschaft. 

Der Denkmalschutz findet in hohem Maße Berücksichtigung. Die im Plangebiet vorhandenen 
zwei denkmalgeschützten Gebäude sowie die denkmalgeschützte historische Gartenanlage 

werden nachrichtlich übernommen und als Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz 
unterliegen, im Plan verzeichnet. Der erforderliche Umgebungsschutz ist durch das 

Gesamtkonzept und den parallel erstellten Bebauungsplan ebenfalls gewährleistet. 

• Tammenshof – Das ehemalige Hofgebäude Steinhausstraße 72 steht unter Denkmalschutz. 
Nach längerem Verfall wurde das Gebäude in Abstimmung mit der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde vollständig saniert / umgebaut und einer neuen touristischen / 

gastronomischen Nutzung zugeführt. 

• Historische Gartenanlage – Die Gartenanlage zwischen „Steinhaus“ und Tammenshof an 
der Steinhausstraße sowie der Garten und das Umfeld des „Steinhauses“ in der Ortschaft 

Bunderhee sind historische Gartendenkmale. Dies wird durch die Darstellungen 

(Gemeinbedarfsfläche sowie Grünflächen) in der Flächennutzungsplanänderung 

berücksichtigt. 

• „Steinhaus“ Bunderhee – Im Plangebiet liegt auch das „Steinhaus“ Bunderhee. Es ist die 
ursprünglichste Häuptlingsburg Ostfrieslands. Während die wenigen erhaltenen 
Steinhäuser heute hinter Um- und Anbauten versteckt und alle übrigen nur noch 

archäologisch nachweisbar sind, ist der mittelalterliche Wehrturm von Bunderhee 

weitgehend unverfälscht erhalten. Das „Steinhaus“ wurde bereits umfänglich renoviert 
und öffentlichen Nutzungszwecken zugeführt. Das gesamte Areal wird als Fläche für den 

Gemeinbedarf gesichert. Nachrichtlich ist auch hier der Denkmalschutz in den Plan 
aufgenommen worden. 
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Mit Schreiben von 15.02.2023 teilt die Ostfriesische Landschaft mit, dass im Zuge einer 

wissenschaftlichen Untersuchung am Steinhaus Bunderhee im Jahr 2017 des nördlichen 
angrenzenden Flurstücks „Im Dorfe" der Archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft 

Teile eines frühneuzeitlichen Grabensystems freilegen, dass vermutlich in Bezug zum 
heutigen „Hof Elias" oder eines Vorgängerbaus steht. Im westlichen Teil wurden Gruben 
entdeckt, die zu einer älteren, möglicherweise mittelalterlichen Bebauung gehören könnten. 

Diese wurden bei den Untersuchungen jedoch nur in Teilen erfasst. Eine Fortsetzung der 
Befunde auf den Flurstücken, die für die Wohnbebauung vorgesehen sind, ist daher sehr 

wahrscheinlich. Dem formulierten Denkmalverdacht sollte daher durch frühzeitige 
Prospektionen nachgegangen werden, mit dem Ziel ob noch weitere relevante 

Denkmalsubstanz im Boden erhalten ist.  

Dem bodendenkmalrechtlichen Belang wird Rechnung getragen, wenn bei konkreten 
Vorhaben zur Umsetzung des Wohngebietes (Beräumung, Anlage von Baustraße etc.) 

frühzeitig zuvor vom Flächeneigentümer bzw. dem Vorhabenträger zwingend eine 

denkmalrechtliche Genehmigung eingeholt wird und sodann auf Kosten des 
Verfahrensträgers eine entsprechende Baubegleitung erfolgt. Mögliche denkmalwürdige 

Funde würden dann erforscht und es erfolgt eine Dokumentation. Der Denkmalbehörde sind 
dabei ausreichende Fristen für ihre Arbeiten einzuräumen. 

Die benannte Aufzeichnung seitens der Ostfriesischen Landschaft von Funden im direkten 
Umgebungsbereich (z.B. Fortführung von Gruben und ähnlichem) ergibt in Abwägung der 

Gemeinde keine Veranlassung, von einer grundsätzlichen Undurchführbarkeit des 
Wohngebietes an der geplanten Stelle auszugehen. Eine denkmalrechtliche Prospektion noch 

vor Abschluss des Bauleitplanverfahrens und damit auch vor konkreten Bauplänen des 
Flächeneigentümers wird in gerechter Abwägung mit privaten Belangen des 

Flächeneigentümers als nicht zielführend, und in der Sache für nicht erforderlich erachtet. Der 

Flächeneigentümer müsste - ohne Abschluss eines Bauleitplanverfahrens und die Schaffung 

von Baurechten - bereits für alle Kosten einer Prospektion aufkommen und seine Flächen 
wären zudem über einen längeren Zeitraum nicht mehr landwirtschaftlich nutzbar. Die 

denkmalrechtliche Genehmigungspflicht und anschließende Baubegleitung bei geplanten 
Bauvorhaben ist nach Ansicht der Gemeinde ausreichend und greift unabhängig vom 

Bauleitplanverfahren. 

Auf der Planzeichnung ist folgender Hinweis vorhanden: Das Plangebiet ist eine 
archäologische Verdachtsfläche. Innerhalb des Plangebietes sind die Erdarbeiten zu den 

jeweiligen geplanten Bauvorhaben nach § 13 NDSchG denkmalrechtlich 

genehmigungspflichtig und archäologisch zu begleiten. Mit dieser Vorgabe sind die Belange 
der archäologischen Denkmalpflege berücksichtigt. 

Mit den oben dargelegten Sicherungen und Weiterentwicklung der Denkmäler sind positive 

Effekte für das Ortsbild in Bunderhee zu erwarten. 

3.6 Belange von Kirchen / von Religionsgemeinschaften 
§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB 

Die Belange werden nicht berührt. 
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3.7 Belange des Umweltschutzes (Schutzgüter) 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Grundlage der nachfolgenden Abwägung sind die Ergebnisse des Umweltberichts, der 

zugleich für die 38. Änderung des Flächennutzungsplanes als auch den Bebauungsplan Nr. 
03.11 erstellt wurde. 

 Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen sowie Artenschutz, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 
Klima, Landschaftsbild 
§1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB 

Im gesamten Bereich der Bestandsbebauung ist die Sicherung der vorfindlichen Wertigkeiten 
das Planziel der Gemeinde. Hier werden die Flächen als gemischte Bauflächen, Grünflächen, 

Verkehrsflächen oder Gemeinbedarfsflächen dargestellt. Es ergeben sich bezogen auf die 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen keine Änderungen durch die Planung. 

Im Süden des Plangebiets wird mit der Darstellung einer kleineren Wohnbaufläche die 
erstmalige Inanspruchnahme einer landwirtschaftlichen Fläche ermöglicht. Wohnbauflächen 

ermöglichen auch die Entstehung von Hausgärten. Diese können im Vergleich zu 
landwirtschaftlichen Flächen ökologisch höherwertige Strukturen darstellen. Sie können 
neue Habitatstrukturen für Tiere ausbilden und so ggf. eine höhere Artenvielfalt begünstigen. 

Die landwirtschaftlichen Flächen dienen derzeit als Nahrungshabitate insbesondere für die 
Vogelwelt (Avifauna) und Fledermäuse. Dieser Verlust kann erwartbar mit der angrenzenden 

großen Agrarlandschaft durch die Tiere kompensiert werden. Grundlegende 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände werden mit der Planung nicht berührt. 

Die Gemeinde Bunde ist bemüht, die erstmalige Inanspruchnahme unbebauter Flächen 

weitgehend zu minimieren. Um im erforderlichen Umfang Wohnbauflächen zur Verfügung zu 
stellen, bestehen jedoch keine geeigneten Flächenalternativen, bei deren Inanspruchnahme 

geringere Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche ausgehen. 

Eine intensivere Nutzung im Vergleich zur aktuellen Nutzung ist im Bereich der 

Wohnbauflächen zu erwarten. Ein Eingriff nach Naturschutzrecht findet statt. Ersatzflächen 
bzw. Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle im Gemeindegebiet werden infolge der 

verbindlichen Bauleitplanung erforderlich. Die Nutzungen in den anderen Teilen des 
Änderungsbereiches bleiben überwiegend gleich, da Gebäude bereits bestehen und 
Grünanlagen erhalten bleiben. 

Infolge der Planung sind aufgrund von Bebauung und Versiegelung in der geplanten neuen 

Wohnbaufläche erhebliche Einwirkungen auf das Schutzgut Boden zu erwarten. Diese 
Einwirkungen können im Rahmen der begleitend erstellten Bebauungsplanung z.B. durch 

einen geringen Versiegelungsgrad minimiert werden. Ersatzmaßnahmen für das Schutzgut 
Boden sind aber auch durch die Neuschaffung von höherwertigen Biotopstrukturen an 

anderer Stelle möglich, denn die entsprechenden Wertigkeiten der Biotoptypen 

berücksichtigen auch deren Einfluss auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft. 

Infolge der Planung sind aufgrund von Bebauung und Versiegelung in der geplanten neuen 
Wohnbaufläche erhebliche Einwirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten. Auf Ebene 
der parallel erstellten Bebauungsplanung wird regelmäßig ein Konzept zum 

ordnungsgemäßen Umgang mit anfallendem Oberflächenwasser erstellt und beachtet. Eine 

weitgehende Minimierung aller negativen Auswirkungen ist für dieses Schutzgut infolge der 

vorliegenden Planung möglich. 
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Jede Form von Bebauung und Versiegelung kann z.B. lokal höhere Lufttemperaturen sowie 
veränderte Windströme entstehen lassen und jede Inanspruchnahme bislang unbebauter 

Flächen kann grundsätzlich negative Auswirkungen auf die Belange des Klimaschutzes und 
auf das Schutzgut Luft nehmen. Die Gemeinde gewichtet hierbei das Erfordernis einer 
Baulandbereitstellung für die Ortschaft Bunderhee sehr hoch. Auf Ebene der 

Bebauungsplanung sind Überlegungen zu minimierenden oder kompensierenden 
Maßnahmen möglich. 

Alle denkmalgeschützten und landschaftsbildprägenden Bauten, die Gartenanlage sowie die 

wertvollen, prägenden Altbaumbestände werden als Zielkonzept erhalten. 

Entsprechend der Gesetzeslage werden bei der Überplanung landwirtschaftlicher Flächen 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen notwendig, sofern auf den nachfolgenden verbindlichen 

Planungsstufen keine wirksamen Minimierungsmaßnahmen ergriffen werden. Im Vergleich 
der Bestände vor und nach dem Eingriff ergibt sich – entsprechend der Ergebnisse des 

Umweltberichts - auf Flächennutzungsplanebene ein Wertdefizit von bis zu 25.778 

Wertpunkten. Es handelt sich hierbei jedoch um eine Maximalbetrachtung, denn Maßnahmen 
zur Eingriffsminimierung werden regelmäßig auf Ebene des parallel erstellten 
Bebauungsplans berücksichtigt. Ein erforderlicher Ausgleich wird dann bei Bedarf auch mit 

externen Kompensationsflächen geschaffen. 

 Erhaltungsziele von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung 
§1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB 

Der Änderungsbereich berührt keine überörtlichen Schutzgebiete. 

 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB 

Die Änderung des Flächennutzungsplans bereitet keine unvermeidbaren, für den Menschen 

schädliche Beeinträchtigungen vor. 

 Umweltbezogene Auswirkungen auf Sach- / Kulturgüter 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB 

Baudenkmale werden nachrichtlich in die Planung übernommen. Sie sind gesetzlich 
geschützt. In der Planzeichnung ist zudem ein Hinweis auf den Umgang mit archäologischen 

Bodenfunden verzeichnet. Bei möglichen Funden sind die Untere Denkmalschutzbehörde 
oder der archäologische Dienst der Ostfriesischen Landschaft zu informieren. 

 Vermeidung von Emissionen / Umgang mit Abfällen / Abwasser 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB 

Die Darstellung von Wohnbauflächen, gemischten Bauflächen, Grünflächen sowie einer 

Gemeinbedarfsfläche bereitet das Entstehen nutzungstypischer Emissionen vor, die jedoch 
im Regelfall keine erheblichen Beeinträchtigungen auslösen. Besondere Abfälle und Abwässer 

entstehen infolge des Planziels nicht. 
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 Nutzung erneuerbarer Energie / sparsame, effiziente Nutzung von Energie 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB 

Im Flächennutzungsplan werden keine planungsrechtlichen Vorgaben zur Nutzung 
erneuerbarer Energien getroffen. 

 Darstellung von Landschaftsplänen / Wasser-, / Abfall-,/ 
Immissionsschutzrechtsplänen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises wurde überprüft und steht der Planung in seinen 
Wertungen und Zielaussagen nicht entgegen. Für die Gemeinde Bunde liegt kein 

Landschaftsplan vor. Weitere Pläne, insbesondere des Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

die der Planung entgegenstehen bzw. in dieser zu berücksichtigen sind, bestehen nicht. 

 Luftqualität in festgelegten Gebieten der Europäischen Union 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB 

Der Änderungsbereich befindet sich nicht innerhalb eines Gebiets zur Einhaltung der 

bestmöglichen Luftqualität der Europäischen Union. 

 Wechselwirkungen zwischen den Belangen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB 

Die Planung kann mit naturschutzfachlichen und landschaftsbildbezogenen Belangen in 

Einklang gebracht werden. Besondere Wechselwirkungen zwischen den Belangen sind nicht 

bekannt. 

 Anfälligkeit der zulässigen Vorhaben für Unfälle / Katastrophen 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB 

Mit der Darstellung von Wohnbauflächen und gemischten Bauflächen werden keine 
Bauvorhaben vorbereitet, die ein besonderes Risikopotenzial bezüglich schwerer Unfälle oder 

Katastrophen bergen könnten. Auch im Umfeld sind keine Betriebe oder Einrichtungen 
bekannt, von denen erhebliche Gefahren ausgehen können. 

3.8 Belange des Klimaschutzes/ der Anpassung an den Klimawandel 
§ 1 a Abs. 5 BauGB 

Besondere bauliche, energetische oder grünordnerische Regelungen zum Klimaschutz und 

zur Anpassung an den Klimawandel können nur auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
getroffen werden. 

  



  Gemeinde Bunde 38. Änderung des Flächennutzungsplans 16 von 19 

 

 

3.9 Belange der Wirtschaft / der Landwirtschaft / der Forstwirtschaft / der 

Infrastruktur / der technischen Ver- und Entsorgung / der 

Rohstoffwirtschaft 

§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Für die gewerbliche Wirtschaft in Bunde werden mit der Flächenentwicklung positive Effekte 
(Bauwirtschaft, Gastronomie, Tourismus) erwartet. 

Hinweise darauf, dass die Planung zu erheblichen negativen Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft in der Gemeinde Bunde oder für einzelne Landwirte führt, liegen nicht vor. 

Die Belange sind nicht berührt. 

Besondere neue Infrastrukturerfordernisse ergeben sich mit der Planung nicht. Die 
Entwicklung einer kleinen Wohnbaufläche löst keine neuen infrastrukturellen Erfordernisse 

für die Gemeinde Bunde aus. 

Die technische Ver- und Entsorgung der Flächen (Wasser, Strom, Telekommunikation) kann 

infolge der Lage an der Steinhausstraße durch die Versorgungsträger durch einen Ausbau ihrer 

Netze sichergestellt werden. 

Die Belange der Rohstoffwirtschaft sind nicht berührt. 

Der Änderungsbereich liegt nordöstlich angrenzend zu einem größeren Bereich mit Erdfall- 

und Senkungsgefahr, jedoch außerhalb der verzeichneten Zone.  

3.10 Belange des Verkehrs 
§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB 

Erschlossen wird das Areal über die Steinhausstraße, die als Landesstraße 16 regionale 

Bedeutung besitzt und die insgesamt für die Aufnahme auch eines erhöhten Verkehrs geeignet 
ist. Die derzeitigen Belastungszahlen der Landesstraße sind gering. 

Die Umnutzung des denkmalgeschützten Tammenshof, die weitere touristische Nutzung des 

Areals um die historische Gartenanlage und das „Steinhaus“, sowie die Entwicklung des 
südlichen Wohnbauareals könnten zu einem in Phasen erhöhten verkehrlichen Aufkommen 
führen. Die Planung bringt für den regionalen Verkehr jedoch keine grundsätzlich neuen 

Erfordernisse mit sich. 

3.11 Belange der Verteidigung / des Zivilschutzes 

§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB 

Die Belange werden nicht berührt. 

Es liegen keine Hinweise auf eine Bombardierung innerhalb des Änderungsbereichs vor. 
Kampfmittelfunde sind nicht bekannt. 

3.12 Belange städtebaulicher Entwicklungskonzepte 
§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 

Es existieren keine städtebaulichen Konzepte, die der Planung entgegenstehen oder die 
inhaltlich zu beachten wären. 

Die Ziele der Dorferneuerung werden mit der Planung berücksichtigt und im Bereich der 

denkmalgeschützten Bauten und der Gartenanlage gesichert. 
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3.13 Belange des Hochwasserschutzes / der Wasserwirtschaft 
§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Schutzbereiches. 

Im Plangebiet finden sich keine Gräben. Innerhalb der denkmalgeschützten historischen 

Gartenanlage wird die dortige kleine Wasserfläche weiterhin erhalten. 

Die größeren Wasserflächen südöstlich angrenzend zum Bereich des Tammenshof und des 

„Steinhauses“ werden durch die Planung nicht berührt. 

Eine ökologisch sinnvolle Oberflächenentwässerung des gesamten Plangebietes wird auf 

Ebene der verbindlichen Bauleitplanung geregelt. 

3.14 Belange von Flüchtlingen / von Asylsuchenden 
§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB 

Die Belange werden nicht berührt. 

3.15 Belange der Versorgung mit Grünflächen / Freiflächen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB 

Das Gesamtkonzept sieht die Sicherung vorhandener wesentlicher Grünflächen (historische 
Gartenanlage, Umgebungsbereich „Steinhaus“) vor, die eine hohe Qualität für Einheimische 

und Touristen aufweisen. Auch für die geplanten Bauflächen sind infolge dieser Lage hohe 
Freiraumqualitäten zu erwarten. 

4 Inhalte der Planänderung 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden entsprechend den städtebaulichen 
Zielen und den vorgenommenen Abwägungen der Gemeinde für die 38. Änderung des 

Flächennutzungsplanes nachfolgende Darstellungen getroffen (siehe auch Abb. 4): 

• Es wird eine gemischte Baufläche dargestellt, die den Bereich des umgenutzten 

Tammenshof sowie das im Bereich der Steinhausstraße gelegene gegenüberliegende 
Wohngebäude mit Biohof-Laden umfasst; 

• der Bereich der historischen Gartenanlage wird als Grünfläche vorgesehen; 

• der Bereich des „Steinhauses“ wird als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

kulturelle Einrichtungen dargestellt; 

• für die Entwicklung von Baugrundstücken wird eine Wohnbaufläche im südlichen Bereich 
des Plangebietes dargestellt. 

  

Hochwasser 

Gewässer 

Entwässerung 

Flächen-

darstellung 



  Gemeinde Bunde 38. Änderung des Flächennutzungsplans 18 von 19 

 

 

Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach anderen gesetzlichen Vorschriften 

festgesetzt sind oder bestehen, sind bei der Flächennutzungsplanung nachrichtlich oder als 
Hinweis zu übernehmen (§ 5 Abs. 4 BauGB). 

Baudenkmale – Die Gebäude Steinhausstraße Nr. 64, Nr. 72 und die historische Gartenanlage 

innerhalb des Geltungsbereiches sowie das Gebäude Steinhausstraße 54 außerhalb des 

Geltungsbereiches werden im Verzeichnis der Baudenkmale (§ 3 DSchG, NI -Stand: 18.03.2010) 
geführt. Es handelt sich um Einzeldenkmale (§ 3 Abs. 2 DSchG, NI). Sie sind nachrichtlich in die 
Planzeichnung übernommen. Auf den Umgebungsschutz von Baudenkmalen wird 
hingewiesen (§ 8 DSchG, NI). 

Archäologische Bodenfunde – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder 
frühgeschichtliche sowie mittelalterliche und frühneuzeitliche Bodenfunde (das können u. a. 

sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 

Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese meldepflichtig (§ 14 Abs. 1 DSchG, NI) und müssen der Unteren 

Denkmalschutzbehörde des Landkreises Leer oder dem archäologischen Dienst der 

Ostfriesischen Landschaft, Georgswall 1 – 5 , 26603 Aurich, Tel.: 04941-179932 unverzüglich 
gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. 
Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige 

unverändert zu lassen (§ 14 Abs. 2 DSchG, NI) bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn 
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

Archäologische Verdachtsfläche Das Plangebiet und hier insbesondre auch die 

Wohnbaufläche sind archäologische Verdachtsflächen. Innerhalb des Plangebietes sind die 
Erdarbeiten zu den jeweiligen geplanten Bauvorhaben (§ 13 DSchG, NI) denkmalrechtlich 

genehmigungspflichtig und archäologisch zu begleiten. Mit dieser Vorgabe sind die Belange 
der archäologischen Denkmalpflege berücksichtigt. 

Abbrüche - Der Abbruch des bestehenden Hofgebäudes innerhalb der Wohnbaufläche 
(südlich des Steinhauses - ehemaliger Eliashof) sowie die Erdarbeiten für den Abriss und für 

die Erschließung eines späteren Wohngebiets sind mit der Abfall- und Bodenschutzbehörde 
des Landkreises Leer abzustimmen. 

Altlasten – Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen 

oder Altstandorte (bzw. schädliche Bodenveränderungen) zu Tage treten, so ist unverzüglich 
die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde des Landkreises Leer zu benachrichtigen. 

Es gelten das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) 

geändert worden ist, die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist sowie die 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S.58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 
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5 Städtebauliche Übersichtsdaten / Verfahren 

Größe des Änderungsbereichs gesamt, gerundet 44.600 m2 

Wohnbaufläche 12.490 m2 

Gemischte Baufläche 7.860 m2 

Gemeinbedarfsfläche 10.650 m2 

Grünfläche 12.860 m2 

Verkehrsfläche überörtlich (Steinhausstraße, L16) 740 m2 

 

Datum Verfahrensschritt Grundlage 

08.07.2020 Aufstellungsbeschluss (VA) § 2 Abs. 1 BauGB 

23.06.2021 – 30.07.2021 Frühzeitige Behördenbeteiligung § 4 Abs. 1 BauGB 

15.07.2021 – 20.08.2021 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  § 3 Abs. 1 BauGB 

16.01.2023 – 17.02.2023 Veröffentlichung des Planes § 3 Abs. 2 BauGB 

12.01.2023 – 17.02.2023 Behördenbeteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 

12.05.2025 – 13.06.2025 1.Erneute Veröffentlichung  § 3 Abs. 2 BauGB 

12.05.2025 – 13.06.2025 1. Erneute Behördenbeteiligung § 4 Abs. 2 BauGB 

 2. Erneute Veröffentlichung § 4a Abs. 3 BauGB 

 2. Erneute eingeschränkte Behördenbeteiligung § 4a Abs. 3 BauGB 

 Feststellungsbeschluss  

 

Im Auftrag ausgearbeitet von: 

P3 Planungsteam GbR mbH, Oldenburg 
Oldenburg, den Dr. Schneider / Planverfasser 

Bunde, den Sap / Bürgermeister 
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